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Aufklärung, Einwilligung und ärztliche Beratung zum 

Ultraschallscreening in der Schwangerschaft 
 

 
Vom 15. Mai 2008 

 
 
Der Gemeinsame Bundesausschuss hat in seiner Sitzung am 15. Mai 2008 beschlossen, 
das Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG) wie folgt zu 
beauftragen: 
 
Definition der Anforderungen an die Aufklärung, Einwilligung und ärztliche Beratung von 
Schwangeren zu medizinischen und psychosozialen Aspekten im Zusammenhang mit 
Ultraschallscreening in der Mutterschaftsvorsorge vor dem Hintergrund der vielfältigen 
rechtlichen und ethischen Implikationen. Auf dieser Basis soll unter anderem ein 
Aufklärungsblatt für die Schwangeren erstellt werden. 
 
 
 
Siegburg, den 15. Mai 2008 
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